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Steuergestaltung
Ist Ihr Schiff nicht richtig getrimmt, können Sie die schönste Route planen: Das Ziel 
werden Sie dennoch nicht oder nur mit Mühe erreichen. Für die optimale Manövrier-
fähigkeit auf See wie in den Steuergewässern brauchen Sie einen Fachmann. 
Wir sorgen für die richtige Trimmung Ihrer Unternehmung.

www.boche.de
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Editorial

Liebe Mandanten,
liebe Geschäftspartner,

das neue Jahr ist nun zwar schon einige Tage alt, trotzdem möchten wir Ihnen dafür auf diesem Weg 
noch viel Erfolg sowie Gesundheit wünschen. Mögen alle Ihre Vorhaben für 2019 gelingen!
Nach der letzten Bundestagswahl ist die Bundesregierung nur zaghaft in Gang gekommen, sodass zu-
nächst erst geringfügige Gesetzesänderungen anstehen. Mit die wesentlichste Änderung ist, dass man 
die Dienstwagenbesteuerung bei Elektro- und Hybridfahrzeugen steuerlich begünstigt: Der Eigenver-
brauch wurde von 1 auf 0,5 % gesenkt. Es ist zu bezweifeln, ob allein diese Maßnahme den Verkauf 
derartiger Fahrzeuge ankurbelt.
Die Finanzgerichte waren natürlich nicht tatenlos, auf einige neue Urteile weisen wir in dieser Ausgabe 
von „Contakt“ hin. Interessante Beiträge zum Forderungsmanagement, zur Unternehmensnachfolge, 
zu verschiedenen Fragen der Personalabrechnung und zum Erbrecht runden das Themenangebot ab.
Gern stehen wir Ihnen auch 2019 wieder mit Rat und Tat zur Seite. Sprechen Sie unsere Mitarbeiter oder 
uns Partner einfach an, wenn Sie Fragen haben. Wir freuen uns darauf, diese zu klären.

Herzlichst
Toni Boche
Steuerberater
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Neuerungen im Steuerrecht

Das ändert sich 2019

Im Folgenden wollen wir die wichtigsten Neuerungen im Steuerrecht 
zusammenfassen.

Abgabenordnung: Abgabefristen Steuererklärungen
Die allgemeine Frist zur Abgabe der Steuererklärung wurde um 2 Monate 
verlängert und beträgt nun 7 Monate, anstatt wie bisher 5. Damit endet die 
Abgabefrist regelmäßig am 31.7. des auf das Kalenderjahr folgenden Jahres 
oder 7 Monate nach dem gesetzlich bestimmten Zeitpunkt. Das heißt, nicht 
beratene Steuerpflichtige, die zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet 
sind, müssen ihre Einkommensteuererklärung für den Veranlagungszeitraum 
(VZ) 2018 bis zum 31.7.2019 abgeben. Sofern im Gesetz abschließend aufge-
zählte Steuererklärungen durch steuerliche Berater gefertigt werden, sind Er-
klärungen vorbehaltlich einer Vorabanforderung (§ 149 Abs. 4 AO) und einer 
„Kontingentierung“ (§ 149 Abs. 6 AO) gem. § 149 Abs. 3 AO bis zum letzten 
Tag des Monats Februar des Zweitfolgejahres abzugeben.
Gilt für Besteuerungszeiträume, die nach dem 31.12.2017 liegen. Für den 
Unternehmer und die Banken ist der Jahresabschluss als Grundlage für die 
Steuerung des Unternehmens natürlich weiterhin zeitnah notwendig.

Familienentlastungsgesetz: höhere Freibeträge 
Der steuerliche Grundfreibetrag und die Leistungen für Kinder werden er-
höht. Der Grundfreibetrag steigt zum 1.1.2019 auf 9.168 Euro. Ab dem 
1.1.2020 ist eine weitere Anhebung auf 9.408 Euro vorgesehen. Der Kin-
derfreibetrag wird auf 2.490 Euro erhöht (ab 1.1.2020 auf 2.586 Euro). Au-
ßerdem werden zur Abmilderung der kalten Progression die Tarifeckwerte 
um 1,84 % (2019) und 1,95 % (2020) nach rechts verschoben.
Gilt ab VZ 2019 bzw. VZ 2020.

Jahressteuergesetz 2018: weniger Steuern bei privater Nut-
zung von betrieblichen Elektrofahrzeugen und Fahrrädern
Mit der Neufassung von § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 soll die im Koalitionsvertrag 
beschlossene Maßnahme zur Halbierung der Bemessungsgrundlage bei 
der Dienstwagenüberlassung von Elektro- und Hybridelektrofahrzeu-
gen umgesetzt werden (jetzt 0,5 statt 1 % des inländischen Listenpreises). 
Die Neuregelung ist für extern aufladbare Elektro- und Hybridelektrofahr-
zeuge anzuwenden, die im Zeitraum vom 1.1.2019 bis zum 31.12.2021 

angeschafft oder geleast werden. Für vor und nach diesem Zeitraum ange-
schaffte oder geleaste Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge, die extern auf-
ladbar sind, gilt der bisherige Nachteilsausgleich weiter.
Die neue Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus der Überlassung ei-
nes betrieblichen Fahrrads vom Arbeitgeber an den Arbeitnehmer soll das 
umweltfreundliche Engagement der Nutzer von Fahrrädern und deren Ar-
beitgeber honorieren, die die private Nutzung, die Nutzung für Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten für 
ihre Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt ermöglichen. Die Steuerbe-
freiung gilt sowohl für Elektrofahrräder als auch für Fahrräder. 
Ist ein Elektrofahrrad jedoch verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug einzuord-
nen (z. B. gelten Elektrofahrräder, deren Motor auch Geschwindigkeiten 
über 25 Kilometer pro Stunde unterstützt, als Kraftfahrzeuge), sind für die 
Bewertung dieses geldwerten Vorteils die Regelungen der Dienstwagen-
besteuerung anzuwenden. Dies gilt auch für die in diesem Gesetz vorge-
sehene Halbierung der Bemessungsgrundlage für Elektrofahrzeuge bei der 
Dienstwagenbesteuerung. Gilt ab 1.1.2019.

Jahressteuergesetz 2018: keine Steuern auf das Jobticket
Umweltfreundliches Engagement wird auch bei der Nutzung von öffentli-
chen Verkehrsmitteln belohnt. Beteiligt sich ein Arbeitgeber zusätzlich zum 
geschuldeten Arbeitslohn an Fahrtkosten im öffentlichen Verkehr, sind diese 
Leistungen jetzt wieder steuerbefreit:
• Unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung gestellte Fahrausweise
• Zuschüsse zum Erwerb von Fahrausweisen
•  Vorteilsgewährungen Dritter, die aufgrund des Dienstverhältnisses er-

bracht werden
•  Vorteilsgewährungen, an denen der Arbeitgeber nur mittelbar beteiligt 

ist, z. B. durch Abschluss eines Rahmenabkommens 
Es spielt dabei keine Rolle, ob der Arbeitgeber die Fahrausweise nur für den 
Arbeitsweg oder auch für private Fahrten verwendet. Die steuerfreien Leis-
tungen werden auf die Entfernungspauschale angerechnet (§ 9 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 4 Satz 2 EStG). Gilt ab 1.1.2019. 

Familienentlastungsgesetz: höheres Kindergeld
Das monatliche Kindergeld wird ab dem 1.7.2019 um 10 Euro pro Kind er-
höht.
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Aus der Rechtsprechung

Finanzamt schätzt bei Kasseneinnahmen hinzu

Gravierende Mängel einer Kassenbuchführung können einen Sicher-
heitszuschlag von 10 % rechtfertigen. Dieser Zuschlag kann nur dann 
aus dem erklärten Umsatz abgeleitet werden, wenn das schlüssig 
und nachvollziehbar begründet wird. 

Der Kläger betrieb im Streitjahr mehrere organisatorisch getrennte Erotik-
märkte. In einem Markt unterhielt er einen Shop und einen Bereich mit Vi-
deokabinen und Erotikkino. Aufgrund einer Außenprüfung in diesem Markt 
kam der Prüfer zu der Feststellung, dass die Kassensturzfähigkeit im Bereich 
der Videokabinen und des Erotikkinos nicht gegeben sei, weil die Geldspei-
cher der dort befindlichen Automaten nur in unregelmäßigen Abständen 
(einmal wöchentlich) geleert wurden, Münzen und Geldscheine ohne eige-
ne Zählung bei der Bank abgeliefert und dort gutgeschrieben wurden. Im 
Übrigen wurden die Einnahmen durch Addition der Bankgutschriften und 
der verausgabten Beträge ermittelt. Für die einzelnen Kassen wurden des 
Weiteren keine getrennten Aufzeichnungen vorgenommen. Im Rahmen ei-
ner griffweisen Zuschätzung erhöhte das Finanzamt deshalb den erklärten 
Umsatz und Gewinn um jeweils 10 %. Die Höhe des Sicherheitszuschlags 
wurde dabei aus dem vom Steuerpflichtigen erklärten Umsatz abgeleitet. 
Gegen den geänderten Bescheid legte der Kläger Einspruch ein und bestritt 
die Berechtigung des Finanzamts zur Hinzuschätzung. Gegen die ablehnen-
de Einspruchsentscheidung wurde Klage erhoben.

Hinzuschätzung war zulässig 
Die zulässige Klage wurde als unbegründet zurückgewiesen. Nach der Auf-
fassung des Gerichts war die Hinzuschätzung dem Grund nach nicht zu be-
anstanden, weil das gewonnene Schätzungsergebnis schlüssig, wirtschaft-
lich möglich und vernünftig sei. Die Schätzung berücksichtige im Übrigen 
auch das Maß der Verletzung der dem Steuerpflichtigen obliegenden Mit-
wirkungspflichten. Im Streitfall sei es daher gerechtfertigt gewesen, we-
gen der nicht ordnungsgemäßen Buchführung die Hinzuschätzung auf der 
Grundlage eines Sicherheitszuschlags vorzunehmen.

Mängel in der Buchführung 
Die Hinzuschätzung war nach der Überzeugung des Gerichts auch der Höhe 
nach nicht zu beanstanden. Insoweit verweist das Gericht darauf, dass es 

feste Regeln für die Höhe eines Sicherheitszuschlags nicht gebe. Lägen je-
doch wie im Streitfall gravierende Buchführungsmängel vor, sei ein Sicher-
heitszuschlag in der Höhe von 10 % auf den erklärten Umsatz bzw. Ge-
winn nicht zu beanstanden. Die im Streitfall vorgenommene Ableitung des 
Sicherheitszuschlags aus dem vom Steuerpflichtigen erklärten Umsatz ist 
nach der Auffassung des Gerichts ebenfalls zutreffend, weil im vorliegen-
den Fall nach der Lebenserfahrung davon ausgegangen werden konnte, 
dass – bezogen auf den Bereich der Videokabinen und des Erotikkinos – die 
in der Gewinnermittlung enthaltenen Betriebsausgaben Fixkosten waren, 
die sich durch die tatsächliche Erzielung weiterer, bisher nicht erklärter Um-
satzerlöse nicht erhöht haben dürften.

Bedeutendes Urteil
Das Urteil hat in der täglichen Prüfungspraxis große Bedeutung, weil es im-
mer wieder Fälle gibt, in denen die Finanzverwaltung Zuschätzungen auf 
der Basis des Umsatzes vornimmt und im Einzelfall damit einhergehende 
mögliche Steigerungen im Bereich der Betriebsausgaben vernachlässigt. 
Nur in dem Fall, in dem die Finanzverwaltung schlüssig und nachvollzieh-
bar begründet, warum im Rahmen einer gebotenen Zuschätzung beim Ge-
winn nicht – wie sonst üblich – ein geringerer Prozentsatz der Umsätze als 
ausreichend und angemessen bzw. zutreffend angesehen wird, kann aller-
dings die Zuschätzung aus dem Umsatz abgeleitet werden. Von Belang ist 
auch die Erkenntnis, dass bei gravierenden Buchführungsmängeln eine Zu-
schätzung von 10 % durchaus ermessensgerecht sein kann.
Thüringer Finanzgericht, Urteil v. 13.12.2017, 3 K 608/17, Haufe Index 
12126297

Herrenabende nur teilweise abzugsfähig

Ein Finanzgericht hat entschieden, dass Aufwendungen für die Aus-
richtung sogenannter Herrenabende wegen einer privaten Mitveran-
lassung nur hälftig als Betriebsausgaben abgezogen werden können.

Geklagt hatte eine Rechtsanwaltskanzlei. Im Garten eines Partners fanden 
regelmäßig Veranstaltungen statt. Die Gäste wurden begrüßt, bewirtet und 
unterhalten. Der Teilnehmerkreis bestand aus Mandanten, Geschäftsfreun-
den und Persönlichkeiten aus Verwaltung, Politik, öffentlichem Leben und 
Vereinen. Eingeladen wurden ausschließlich Männer. Die Kanzlei mach-
te Aufwendungen für diese Herrenabende als Betriebsausgaben geltend, 
denn ihrer Auffassung nach haben die Aufwendungen der Pflege und Vor-
bereitung von Mandaten gedient und seien daher voll abzugsfähig.

Betriebsausgabenabzug wird teilweise gewährt
Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf wies die Klage im ersten Rechtsgang (Ur-
teil v. 19.11.2013, 10 K 2346/11 F) mit Hinweis auf das Abzugsverbot für 
Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segel- oder Motoryachten und 
ähnliche Zwecke ab. Doch auf die Revision der Klägerin wurde diese Ent-
scheidung mit Urteil des Bundesfinanzhofs (v. 13.7.2016, VIII R 26/14) auf-
gehoben und die Sache an das FG Düsseldorf zur weiteren Sachaufklärung 
zurückverwiesen. Das FG Düsseldorf ließ nun die Aufwendungen hälftig 
zum Abzug zu, denn nach Auffassung des Gerichts sind die Aufwendun-
gen gemischt veranlasst, weil sowohl Gäste aus dem privaten wie auch 
aus dem beruflichen Umfeld der Partner der Klägerin teilgenommen hätten.
Finanzgericht Düsseldorf, Urteil v. 31.7.2018, 10 K 3355/16 F, U, veröffent-
licht am 11.12.2018
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Aus der Rechtsprechung

Berufskleidung

Was ist steuerlich abzugsfähig und was nicht?
Aufwendungen für Kleidung sind nur dann als Werbungskosten abziehbar, 
wenn es sich um typische Berufskleidung handelt. Es spielt keine Rolle, wo 
die Kleidung eingekauft wird. Der Einkauf in einem Fachgeschäft für Berufs-
kleidung ist also keine Garantie dafür, dass Aufwendungen steuerlich abge-
zogen werden können. Es kommt allein darauf an, dass die Kleidung nicht 
im privaten Alltag getragen werden kann. Folglich handelt es sich bei ei-
nem weißen Arztkittel um typische Berufskleidung. Weiße Socken, die auch 
im privaten Alltag getragen werden können, sind keine Berufskleidung.
Die Trennlinie zwischen typischer Berufskleidung und normaler Kleidung ist 
nicht immer eindeutig. Konsequenz ist, dass die Finanzrechtsprechung ein-
zelfallbezogen und uneinheitlich ist. Die nachfolgende Zusammenstellung 
von entscheidenden Einzelfällen zeigt eine Tendenz auf, die eine Zuord-
nung erleichtert.

Kleidung, die als Berufskleidung anerkannt wurde:
•  Kleidungsstücke, die nach ihrer dauerhaft angebrachten Kennzeichnung 

durch Firmenembleme objektiv eine berufliche Funktion erfüllen
•  Uniformartige Kleidung, z. B. die Uniform von Soldaten, Polizisten, fliegen-

dem Personal (z. B. auch Hemden mit Schulterklappen eines Flugingenieurs)
•  Amtskleidung/Roben von Geistlichen, Rechtsanwälten, Staatsanwälten 

und Richtern
•  Kellnersmoking oder das Kellnerjackett sowie der schwarze Anzug des 

Oberkellners bzw. die schwarze Hose in Kombination mit der weißen Jacke
•  Sportkleidung für einen Sportlehrer, z. B. Trainingsanzüge, Turnschuhe, 

Fußballschuhe (gilt auch, wenn der Sportlehrer zugleich Freizeitsport-
ler ist); Voraussetzung ist, dass die Sportkleidung ausschließlich für den 
Sportunterricht angeschafft wurde und tatsächlich auch dort genutzt wird

•  Arztkleidung, wenn eine außerberufliche Verwendung der Kleidungs-
stücke ausgeschlossen erscheint, z. B. weißer Arztkittel, weiße Arztjacke 
und die weiße Arzthose, wenn sie erhöhten hygienischen Ansprüchen 
genügen muss

•  Modische weiße Oberbekleidung von Angestellten, die einheitlich ge-
tragen wird 

Kleidung, die nicht als Berufskleidung anerkannt wurde:
•  Kleidung von Angehörigen sogenannter Büroberufe, z. B. von Bankbe-

diensteten und Verwaltungsangestellten 
•  Bürgerliche Kleidung, auch wenn sie bei Bauingenieuren einer beson-

ders hohen Abnutzung unterliegt
•  Der Trachtenanzug, den der Geschäftsführer eines im bayrischen Stil ge-

haltenen Lokals tragen muss
•  Der schwarze Rock und die weiße Bluse einer Hotel- und Empfangsse-

kretärin ohne Firmenzeichen
•  Abendkleider von Musikerinnen, da eine private Mitbenutzung im Rah-

men des Möglichen liegt 
•  Schwarzer Anzug eines angestellten Orchestermusikers, der im Neben-

erwerb künstlerisch tätig ist 
•  Bürgerliches Schuhwerk (gilt auch für die erhöhten Kosten eines Brief-

trägers, für Schuhe eines Dekorateurs und für säuregefährdete Schuhe 
eines Kfz-Elektrikermeisters)

•  Ballkleid einer Tanzlehrerin
•  Weiße Hemden und T-Shirts, weiße Schuhe und Socken eines Arztes 

oder einer Altenpflegerin

Im Zweifelsfall: Rechtsmittel ergreifen
Das Finanzgericht hat in seinem Urteil vom 29.8.2018 (Az. 3 K 3278/15) die 
Auffassung vertreten, dass ein schwarzer Anzug generell keine typische Be-
rufskleidung sein kann, wenn er sich nicht von der festlichen Kleidung un-
terscheidet, die zu besonderen Anlässen getragen wird. Konsequenz des 
Finanzgerichts: Kleidung, die jederzeit zu privaten feierlichen Anlässen ver-
wendet werden kann, ist auch für bestimmte Berufsgruppen (z. B. Trauer-
redner, Leichenbestatter, katholische Geistliche und Oberkellner) keine Be-
rufskleidung. Das Finanzgericht hat die Revision zugelassen, weil sein Urteil 
von der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) abweicht (BFH-Az. VIII 
R33/18). Betroffene sollten in vergleichbaren Fällen Einspruch gegen ihren 
Steuerbescheid einlegen und eine Aussetzung des Verfahrens bis zur Ent-
scheidung durch den BFH beantragen.
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Aus der Praxis, für die Praxis: Forderungsmanagement

Zeit ist Geld

Das Zahlungsverhalten ist ein Thema, das wohl jedes Unternehmen 
beschäftigt. Je früher Kunden zahlen, desto besser ist die Liquidität. 
Wie kommen Sie schneller an Ihr Geld?

Machen Sie doch einmal die Probe aufs Exempel und rechnen Sie aus, wie 
viel Zinsen Sie pro Tag sparen können. Hier finden Sie dazu einen einfachen 
Rechner: www.forderungsmanagement.com/einsparpotenzial.
Wie bewegen Sie jedoch die Kunden dazu, pünktlich zu zahlen? Nachfol-
gend einfache und bewährte Tipps aus der Praxis, wie Sie das Forderungs-
management optimieren:

1. Stellen Sie Rechnungen zeitnah
Die einfachste, aber häufig missachtete Regel: Stellen Sie Ihre Rechnung am 
Tag der Leistungserbringung, zumindest innerhalb von 3 bis 5 Arbeitstagen. 
Die Zahlungsbereitschaft ist hier am höchsten, da der Kunde Ihr Werk un-
mittelbar vor Augen hat und den Wert der Leistung zu schätzen weiß.

2. Geben Sie einen konkreten Zahlungstermin an
Der Hinweis „Überweisung innerhalb 2 Wochen“ kann vom Kunden zu sei-
nen Gunsten ausgelegt werden. Besser: „Vielen Dank für Ihre Überweisung 
bis zum 27.4. eingehend auf unserem Konto.“

3. Prüfen Sie die Bonität
Um sich von vornherein vor bösen Überraschungen zu schützen, prüfen Sie 
die Bonität Ihres Kunden vor dem Abschluss von Lieferverträgen. Räumen 
Sie keinen Kredit ein, wenn der Kunde zahlungsschwach oder zahlungsun-
fähig ist.

4. Räumen Sie Zahlungsziele früh ein
Bieten Sie Ihrem Kunden Anreize, möglichst schnell zu zahlen. Sollte Ihr 
Kunde nicht in der Lage sein, sofort komplett zu bezahlen, sprechen Sie 
rechtzeitig mit ihm darüber. Größere Beträge sollten Sie absichern, zum Bei-
spiel über Bankbürgschaften.
Rechnen Sie außerdem die Kosten, die Ihnen durch den Lieferantenkredit 
entstehen, in den Angebotspreis mit ein.

5. Fordern Sie Abschläge
Sie können Abschlagszahlungen von Ihrem Kunden fordern, wenn Sie 
Werkleistungen erbringen. Die Höhe der Abschläge richtet sich nach dem 
Wertzuwachs, den der Kunde durch Ihre Leistung erlangt hat. Auch die Kun-
den schätzen das oft, da sie dadurch die eigene Liquidität besser steuern 
können.

6. Überwachen Sie die Zahlungseingänge
Überwachen Sie Zahlungsbeträge und -termine genau. Verlangen Sie von 
Ihrem Kunden, dass er pünktlich zahlt. Und liefern Sie selbst auch pünktlich.

7. Organisieren Sie Ihr Mahnwesen
Bei gewerblichen Kunden gilt: Schuldner geraten 30 Tage nach Eingang 
der Rechnung in Verzug – auch ohne Mahnung. Wenn die Fälligkeit nach 
dem Kalender bestimmt ist, befinden sich die Kunden am Folgetag bereits 
im Verzug (auch, wenn das vereinbarte Zahlungsziel kürzer als 30 Tage ist). 
Gegenüber Privatkunden muss auf der Rechnung ausdrücklich darauf hin-
gewiesen werden. 
Trotzdem sollten Sie Ihren Kunden an das Begleichen der Rechnung erin-
nern. Prüfen Sie aber vor der ersten Mahnung, ob Sie Ihre Leistung wie ver-
einbart erbracht haben.
Vermeiden Sie den Begriff „1. Mahnung“, denn das verleitet den Kunden 
dazu, auf die 2. Mahnung zu warten. Sie geben ihm also indirekt Zahlungs-
aufschub.

8. Planen Sie die Ein- und Auszahlungen
Rechnen Sie damit, dass Ihre Kunden nicht pünktlich zahlen. Ermitteln Sie 
daher die durchschnittliche Zahlungsfrist Ihrer eigenen Forderungen – und 
kalkulieren Sie diese bei Ihrer Finanzplanung ein.

9. Finanzieren Sie Forderungen
Schöpfen Sie Ihre Forderungsbestände nicht vollständig aus.
Eher sollten Sie frühzeitig mit Ihrer Hausbank sprechen, wie Sie mögliche 
Außenstände finanzieren können. Sie werden nicht mehr so leicht Kredite 
erhalten, wenn Ihr Unternehmen einmal zahlungsunfähig ist.

10. Nehmen Sie Hilfe an
Nehmen Sie externe Hilfe in Anspruch, wenn Ihre Mahnungen nicht er-
folgreich sind. Teilen Sie dies Ihrem Kunden in einer weiteren schriftlichen 
Mahnung mit.
Zahlt der Kunde daraufhin noch immer nicht, beauftragen Sie ein Inkasso-
Institut oder einen Anwalt mit dem Einfordern offener Beträge.

11. Denken Sie über Factoring nach
Beim Factoring verkauft ein Unternehmen seine Außenstände an ein ande-
res Unternehmen (Factor), das die Forderungen des Vertragspartners über-
nimmt. Damit muss der Factor allein für das Inkasso-Verfahren sorgen.
Allerdings lassen sich Factoring-Institute diese Risiken bezahlen. Daher soll-
ten Sie Kosten und Risiken vorher gegeneinander abwägen.

Gern beraten wir Sie bei den individuellen Fragen Ihres Forderungsmanage-
ments. Sprechen Sie uns an.

Tipp
Bonitätsauskünfte erhalten Sie von den Wirtschaftsauskunfteien, 
zum Beispiel von Creditreform oder Schufa.
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Aus der Praxis, für die Praxis: Unternehmensnachfolge

So gelingt die Unternehmensnachfolge

Viele Firmenübergaben missglücken, weil die Beteiligten sich zu spät 
und unzureichend damit beschäftigen. Diese Handreichung hilft, das 
zu vermeiden. 

Von Matthias Butt

27.000 Unternehmen mit rund 400.000 Beschäftigten stehen nach einer 
Untersuchung des Institutes für Mittelstandsforschung Bonn (IfM) jedes Jahr 
zur Unternehmensnachfolge an. Mittlerweile ist das Alter der Inhaber zu 
zwei Dritteln der Hauptgrund für eine Übergabe. Das sind immerhin jährlich 
circa 18.000 Unternehmen mit rund 270.000 Beschäftigten.
Meist gehen die Übergeber davon aus, wenn sie sich selbst zu einer Über-
gabe ihrer Firma durchgerungen haben, stünde ein qualifizierter Nachfolger 
bereits in den Startlöchern. Dem ist mit Ausnahmefällen leider meist nicht 
so. Als Hauptgrund für gescheiterte Firmenübergaben gilt heute, dass der 
Übergeber sich viel zu spät mit der Nachfolgethematik beschäftigt hat. Die 
Ratingkriterien der Banken beispielsweise sehen vor, dass die Nachfolge bis 
zum 55. Lebensjahr geklärt sein soll. 
Mit einer frühzeitigen Planung stellen Sie sicher: 
•  dass Sie ausreichend Zeit haben, um einen geeigneten Nachfolger zu 

finden
•  dass kein Investitionsstau entsteht, der den Unternehmenswert mindert
•  dass wichtige Entscheidungen nicht unter Zeitdruck getroffen werden 

müssen
•  dass Sie den Nachfolger gründlich mit der Firma vertraut machen und 

ihm vielleicht in der ersten Zeit nach der Übergabe noch hilfreich beglei-
tend zur Seite stehen können

Den passenden Nachfolger finden
Bei der Übergabe des Unternehmens geht es um Ihr Lebenswerk. Viel 
Schweiß und Herzblut stecken darin. Verständlich also, dass Sie Ihr Unter-
nehmen an den bestmöglichen Nachfolger übergeben möchten. Welcher 
Personenkreis steht als Nachfolger zur Verfügung?
• Externe Personen (Management-Buy-in)
• Personen aus dem Unternehmen (Management-Buy-out)
• Familienmitglieder

1. Externe Personen
Als Kandidaten oder aber Vermittler kommen folgende Personen oder Ins-
titutionen in Betracht:
• Geschäftspartner
•  Verbände, Berufskammern oder Handwerkerinnungen (führen Interes-

senten zusammen)
• Nachfolgebörsen (z. B. www.nexxt-change.org)
• Makler
• Printmedien

2. Personen aus dem Unternehmen 
Fehlt ein geeigneter Nachfolger aus der eigenen Familie, können Sie Ihr Un-
ternehmen an langjährige Mitarbeiter übergeben. Hier ist es Ihnen und un-
ter Umständen auch einem finanzierenden Kreditinstitut möglich, die Fähig-
keiten und Kenntnisse des Übernehmers bereits einzuschätzen.
Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass vertrauliche Unterlagen nicht fremden 
Personen oder Wettbewerbern zur Verfügung gestellt werden müssen. Ge-
rade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist es häufig so, dass der überneh-
mende Mitarbeiter die notwendigen Stellschrauben im Unternehmen kennt 
und die Lage des Unternehmens somit besser einschätzen kann als ein ex-
terner Nachfolger. 

3. Familienmitglieder
Insbesondere in Familienunternehmen kann der Nachfolger im Kreise von 
Familienmitgliedern gesucht werden. Hier besteht allerdings die große Ge-
fahr, dass sich der Unternehmer und die jeweiligen Nachfolgekandidaten 
aus der Familie zu spät oder gar nicht mit der Unternehmensnachfolge aus-
einandersetzen, oder aber der Firmeninhaber gibt das Ruder nicht ab – 
kann also nicht loslassen. Wenn dann ein 90-jähriger Firmeninhaber sich 
entschließt, das Zepter an sein Kind (über 60) zu übergeben, kann man 
nicht unbedingt von einer erfolgreichen Unternehmensnachfolge sprechen. 
Und diese Fälle sind leider nicht selten.
Der zentrale Punkt bei Unternehmensnachfolgen im Familienkreis ist, die 
Verantwortung vertrauensvoll zu übergeben und zu übernehmen. Die Be-
fürchtungen des „Seniors“ liegen meist im Kontrollverlust über das Unter-
nehmen. Deswegen ist es eklatant wichtig, die Erwartungen aller Beteilig-
ten vorab umfassend zu klären. 
Auch bei der Übergabe im Familienkreis spielt der Preis eine große Rolle. 
Neben dem monetären ist aber auch der emotionale Preis zu berücksichti-
gen. Konfliktpotenzial hat hier das Thema Gleichbehandlung von Kindern – 
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wie regeln, wenn nur ein Kind die Nachfolge im Unternehmen antritt? Den-
ken Sie daran, dass die Unternehmensnachfolge innerhalb der Familie mit 
sehr vielen Emotionen einhergeht. Eine gerechte Regelung bedeutet nicht, 
dass alle Kinder gleich behandelt werden können. Versuchen Sie frühzeitig 
Streit zu vermeiden, durch Kommunikation mit allen am Nachfolgeprozess 
Beteiligten und externe Begleitung.

Die Braut schmücken
Je erfolgreicher und zukunftsfähiger Ihr Unternehmen ist, desto mehr profi-
tieren Sie vom laufenden Gewinn und dem daraus resultierenden Verkaufs-
preis. Im Unternehmen gibt es vier Bereiche, die sich durch strategische Pla-
nung beeinflussen lassen:

1. Erfolg
Zur Steigerung des Unternehmenswertes müssen die Kosten- und Umsatz-
seiten optimiert werden. Qualifikation und Motivation von Management und
Mitarbeitern, Kundenorientierung, Liefer- und Innovationsfähigkeit spielen
eine bedeutende Rolle. Unrentable Geschäftsfelder sind abzustoßen.

2. Kunden
Kundenorientierung und Umsatz stehen im engen Zusammenhang. Die Ver-
besserung des Kundenstammes sowie attraktive Dienstleistungen und Pro-
dukte bewirken eine positive Umsatzentwicklung. Es gilt, Marketing, Ver-
trieb, Preise und Konditionen zu optimieren.

3. Mitarbeiter
Gut ausgebildete und neuen Technologien gegenüber aufgeschlossene Mit-
arbeiter sind ein Indikator für die Zukunftsfähigkeit des Unternehmens. Ge-
rade heute in Zeiten des Fachkräftemangels ist die Bindung der Mitarbeiter
an das Unternehmen von entscheidender Bedeutung. Ein gutes Betriebskli-
ma verhindert hohe Fluktuation. Dadurch bleiben kostbare Wissensressour-
cen dem Unternehmen erhalten. Natürlich spielt hier auch das Alter der Mit-
arbeiter eine Rolle. Nicht alle sollten sich im rentenfähigen Alter bewegen.

4. Organisation
Die Effizienz eines Unternehmens ist eng verbunden mit seiner internen
Organisation. Wer von Anfang an in eine gute Unternehmensstruktur mit
schlanken, effizienten Prozessen investiert, legt den Grundstock für ein ge-
sundes Wachstum. Vermeiden Sie Innovationsstau vor der Übergabe. In-
terne Prozesse sollten transparent und klar kommuniziert und umgesetzt
werden.
Je erfolgreicher das Unternehmen schon vor der Übergabe ist, umso mehr
Bewerber wird es geben und umso höher werden die erzielbaren Erträge
aus der Unternehmensübergabe sich darstellen. Was ist noch zu tun?

Den Kaufpreis bestimmen
Ein allgemeingültiges und einheitliches Verfahren zur Bestimmung des 
Kaufpreises gibt es nicht – im Gegenteil. Es existieren viele Bewertungs-
methoden, die je nach Unternehmensgröße, Bewertungszweck oder Da-
tenlage angewandt werden können. Eine Unternehmensbewertung kann 
allerdings nur brauchbare Ergebnisse liefern, wenn eine Planung für die 
kommenden Jahre vorliegt. Insbesondere sollte auch eine Liquiditätspla-
nung vorgenommen werden, um darzustellen, wie beispielsweise der Kauf-
preis finanziert werden kann.

Beispielhaft seien folgende Bewertungsverfahren genannt:
• Ertragswertverfahren
• Discounted-Cashflow-Methode
• Multiplikatorenverfahren
• Substanzwertverfahren
• Mittelwertverfahren
• Vereinfachtes Ertragswertverfahren des Steuerrechts
Aufgrund der komplizierten Verfahren der Unternehmensbewertung ist
eine Bewertung des eigenen Unternehmens durch den Unternehmer selbst
kaum möglich. Nur durch eine professionelle Bewertung kann Schaden so-
wohl für den Verkäufer als auch für den Käufer vermieden werden.
Treffen Sie eindeutige und klare Vereinbarungen. Schließen Sie eine Ab-
sichtserklärung ab, die Sie regelmäßig im Laufe der Verhandlungen überar-
beiten und konkretisieren.

Finanzierungsmöglichkeiten abklären, Steuerauswirkun-
gen ermitteln
Für die Frage, wie der Kaufpreis gezahlt wird, spielen mehrere Aspekte eine 
Rolle. Neben persönlichen Aspekten (z. B. Verwandtschaftsgrad) sind vor 
allem die Finanzkraft des Übernehmers und die Absicherung des Alters für 
den Übergeber zu beachten. Bedenken Sie bitte auch, dass es im Bereich 
der Unternehmensnachfolge eine Vielzahl von Fördermöglichkeiten (z. B. 
durch Bund oder Länder) gibt. Achtung: Ein Antrag auf öffentliche Förde-
rung muss vor Beginn des Vorhabens gestellt werden. Auch die steuerlichen 
Themen sollten im Vorfeld eindeutig geklärt werden, da sich hier eine Viel-
zahl von steuerlichen Auswirkungen ergeben kann. 

Und dann …?
Wenn Sie ohne Planung in Ihre „dritte“ Lebensphase eintreten, ist die Wahr-
scheinlichkeit sehr hoch, dass Sie in ein „Loch“ fallen. Eventuell fühlen Sie 
sich nicht mehr gebraucht oder Sie haben keine Aufgaben mehr. Es wird Ih-
nen vielleicht langweilig. Das muss nicht sein. Wenn Sie sich frühzeitig und 
ohne Not aktiv mit Ihrer Zukunft beschäftigen, wirkt sich das positiv aus. 
Eine Unternehmensnachfolge ist ein komplexer Vorgang, der nicht allein 
von Ihnen und Ihrem Nachfolger, sondern unter Einbeziehung von exter-
nen, erfahrenen Beratern (Steuerberater, Rechtsanwalt, Notar, Bank) ge-
meinsam bewältigt werden sollte. Je früher Sie das Thema anpacken, desto 
besser sind Sie in der Lage, die Nachfolge aktiv zu gestalten. 
Wir stehen Ihnen für alle Fragen rund um die Nachfolgegestaltung zur Ver-
fügung. Sprechen Sie uns einfach an. Wir unterstützen Sie gern.

Matthias Butt leitet als Partner von Boche & Kollegen die Niederlassung 
Cottbus. Er ist Steuerberater und Fachberater für Unternehmensnachfolge
(DStV e. V.)
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Änderungen in der Sozialversicherung

a) Zum 1.1.2019 sind neue Beitragsbemessungsgrenzen in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie der gesetzlichen Renten- und 
Arbeitslosenversicherung geplant, siehe Tabelle unten. Weitere Anpas-
sungen sind noch nicht völlig auszuschließen.

b) In der Krankenversicherung ist zu beachten, dass die jährliche Versiche-
rungspflichtgrenze auf 60.750 Euro (bisher 59.400 Euro) und die monatli-
che Beitragsbemessungsgrenze auf 4.537,50 Euro (bisher 4.425 Euro) er-
höht werden. Der bundeseinheitliche Beitragssatz bleibt unverändert auf 
14,6 %, davon tragen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer jeweils 7,3 %. 
Anmerkung: Die Krankenkassen können einen kassenindividuellen Zusatz-
beitrag – in Abhängigkeit vom Einkommen der Versicherten – erheben, der 
bisher vom Arbeitnehmer allein getragen wurde. Ab 2019 tragen diesen 
Beitrag Arbeitgeber und Arbeitnehmer je hälftig. 

c) Die Beitragssätze in den übrigen Sozialversicherungszweigen sind ab 
2019 wie folgt geplant: 
• Rentenversicherung 18,60 % (bisher 18,60 %) 
• Arbeitslosenversicherung   2,50 % (bisher 3,00 %) 
• Pflegeversicherung   3,05 % (bisher 2,55 %) 

Bemessungs- und 
Einkommensgrenzen in Euro

Bundesländer 2018
alte                         neue

Bundesländer 2019
alte                         neue

Bemessungsgrenze 
Kranken- und Pflegeversicherung

jährlich
monatlich
täglich

53.100,00
4.425,00

147,50

53.100,00
4.425,00

147,50

54.450,00
4.537,50

151,25

54.450,00
4.537,50

151,25

Beitragsbemessungsgrenze
Renten- und
Arbeitslosenversicherung

jährlich
monatlich
täglich

78.000,00
6.500,00

216,67

69.600,00
5.800,00

193,33

80.400,00
6.700,00

223,33

73.800,00
6.150,00

205,00

Versicherungspflichtgrenze
für Angestellte und Arbeiter
Krankenversicherung
am 31.12.2002 privat versichert

jährlich 59.400,00

53.100,00

59.400,00

53.100,00

60.750,00

54.450,00

60.750,00

54.450,00

Arbeitgeber trägt Beitrag allein:
für best. Beschäftigte bis mtl. Entgelt
• Freiw. Soziales oder Ökolog.
   Jahr, Bundesfreiwilligendienst
• für Azubis
   bis Entgeltgrenze für geringfügige
   Beschäftigungen mtl.
   für: Krankenversicherung 13 %
         Rentenversicherung 15 %
         pauschale Lohnsteuer 2 %

unbegrenzt
325,00

450,00

unbegrenzt
325,00

450,00

unbegrenzt
325,00

450,00

unbegrenzt
325,00

450,00

Bezugsgröße
Krankenversicherung

monatlich 3.045,00
3.045,00

2.695,00
3.045,00

3.115,00
3.115,00

2.870,00
3.115,00

Der um 0,25 % erhöhte Arbeitnehmeranteil für Versicherte, die keine Kinder 
erziehen oder erzogen haben, erhöht sich damit auf 1,775 % (in Sachsen 
auf 2,275 %). Dieser zusätzliche Beitrag wird grundsätzlich von allen min-
destens 23-jährigen kinderlosen Beitragspflichtigen erhoben. Ausgenom-
men sind kinderlose Mitglieder, die vor dem 1.1.1940 geboren sind, Wehr- 
und Zivildienstleistende sowie Bezieher von Arbeitslosengeld II. 

Stufenweise Erhöhung beim Mindestlohn

Die Mindestlohnkommission hat alle 2 Jahre erneut über die Anpassung 
des Mindestlohns zu beschließen. Im Juni 2018 hat diese Kommission einen 
Vorschlag zur Anpassung des Mindestlohns ab 1.1.2019 vorgelegt. 
Das Bundeskabinett hat nun beschlossen, dass auf der Basis dieses Vor-
schlags der bisherige Mindestlohn von 8,84 Euro ab 1.1.2019 auf brut-
to 9,19 Euro je Zeitstunde und ab 1.1.2020 auf brutto 9,35 Euro erhöht 
wird. Mit der „Zweiten Verordnung zur Anpassung der Höhe des Mindest-
lohns“ wird die von der Mindestlohnkommission beschlossene Erhöhung 
rechtsverbindlich.
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Teilzeitkräfte in der Gleitzone

Neuer Grenzwert für Midijobber
Derzeit endet die Gleitzone für Midijobber bei einem Arbeitslohn von 
850 Euro. Diese Obergrenze für Midijobs wird ab dem 1.7.2019 auf 1.300 
Euro angehoben (Gesetzesbeschluss vom 9.11.2018 über Leistungsverbes-
serung und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung). Außer-
dem wird sichergestellt, dass die reduzierten Rentenversicherungsbeiträge 
ab 1.7.2019 nicht mehr zu geringeren Rentenleistungen führen.

Abgabelast für Midijobber steigt progressiv an
Durch die Midijob-Regelung wird vermieden, dass der vom Arbeitnehmer 
zu zahlende Beitragsanteil an den Sozialversicherungsbeiträgen bei einem 
Verdienst oberhalb der 450-Euro-Grenze abrupt ansteigt. Anstelle der für 
sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer üblichen Beitragsbelastung 
steigt die Abgabelast für Midijobber progressiv an. Für die Berechnung des 
Beitrags wird ein reduzierter Arbeitslohn zugrunde gelegt, der nicht dem 
tatsächlichen Arbeitsentgelt entspricht. Die Beitragsverteilung zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer erfolgt getrennt in drei Schritten:
•  Der Gesamtbeitrag wird vom reduzierten beitragspflichtigen Entgelt er-

mittelt. 
•  Der Beitragsanteil des Arbeitgebers richtet sich nach dem tatsächlichen 

Arbeitsentgelt.
•  Der Arbeitnehmeranteil ergibt sich, wenn der Arbeitgeberanteil vom Ge-

samtbeitrag abgezogen wird.

Die Einstufung als Midijobber ist abhängig vom durchschnittlichen monat-
lichen Arbeitsentgelt. Maßgebend ist zunächst die Situation bei Beschäfti-
gungsbeginn. Außerdem ist jede dauerhafte Änderung der Verhältnisse zu 
berücksichtigen, die für die nächsten 12 Monate mit hinreichender Sicher-
heit zu erwarten ist. Laufende und einmalige Einnahmen sind zu addieren 
und durch 12 zu teilen. Dieser Wert muss über 450 Euro liegen und darf den 
Betrag von 1.300 Euro nicht überschreiten.

Ermittlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages
Durch die Erhöhung der Obergrenze beim Midijob auf 1.300 Euro ist das 
beitragspflichtige Arbeitsentgelt für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
nach einer neuen Formel zu ermitteln, die wie folgt lautet:

F x 450 +((1.300/(1.300-450))- (450/(1.300-450)) x F) x (AE-450)

Der neue Faktor F, der eine wesentliche Größe für die Ermittlung des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrages ist, steht noch nicht fest. Zum 1.7.2019 
wird das bisherige Kennzeichen „Gleitzone“ in den Meldungen abgeän-
dert. Künftig heißt das neue Kennzeichen ,,Midijob‘‘. Sofern Arbeitnehmer 
sich ab dem 1.7.2019 erstmalig aufgrund des erzielten Arbeitsentgelts in-
nerhalb der Grenzen des Übergangsbereichs befinden (450,01 bis 1.300 
Euro), ist keine Ab- und Anmeldung vorzunehmen, um das Kennzeichen 
Übergangsbereich zu setzen. Das Kennzeichen ist erst bei der nächsten an-
stehenden Entgeltmeldung (z. B. Jahresmeldung oder Unterbrechungsmel-
dung) zu setzen.

Gewerbezweig Jahreswert für eine Person ohne Umsatzsteuer

ermäßigter Steuersatz voller Steuersatz insgesamt

Bäckerei 1.211 Euro 404 Euro 1.615 Euro

Fleischerei/Metzgerei 886 Euro 860 Euro 1.746 Euro

Gaststätten aller Art
a) mit Abgabe von kalten Speisen
b) mit Abgabe von kalten und warmen Speisen

1.120 Euro
1.680 Euro

1.081 Euro
1.758 Euro

2.201 Euro
3.438 Euro

Getränkeeinzelhandel 105 Euro 300 Euro 405 Euro

Café und Konditorei 1.172 Euro 638 Euro 1.810 Euro

Milch, Milcherzeugnisse, Fettwaren und Eier (Eh.) 586 Euro 79 Euro 665 Euro

Nahrungs- und Genussmittel (Eh.) 1.133 Euro 678 Euro 1.811 Euro

Obst, Gemüse, Südfrüchte und Kartoffeln (Eh.) 274 Euro 235 Euro 509 Euro

Pauschbeträge für Sachentnahmen 
Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben (Eigenverbrauch) im Kalenderjahr 2019
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Neue Gestaltungsmöglichkeiten

Momentan sind Betriebsrenten noch nicht ausreichend verbreitet. 
Die Bundesregierung hat deshalb Anstrengungen unternommen, 
neue Wege für ein höheres Versorgungsniveau der Beschäftigten 
durch kapitalgedeckte Zusatzrenten zu erreichen.

Besonders in kleinen Unternehmen und bei Beschäftigten mit niedrigem 
Einkommen besteht noch erhebliches Verbreitungspotenzial für die Betrieb-
liche Altersversorgung (BAV). So verfügen in Betrieben mit weniger als 10 
Beschäftigten lediglich circa 28 % der Mitarbeiter über eine Betriebsrenten-
anwartschaft.
Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz wurden die steuerlichen Rahmen-
bedingungen geändert, indem eine höhere Förderung, insbesondere bei 
Geringverdienern, eingeführt wurde.
Die steuerfreien BAV-Beiträge zu Pensionskassen, Pensionsfonds und Direkt-
versicherungen erhöhen sich von bisher 4 auf 8 % (Jahr 2018: 6.240 Euro) 
der Beitragsbemessungsgrenze West zur gesetzlichen Rentenversicherung. 
Sozialversicherungsfrei bleiben aber weiterhin nur 4 % (Jahr 2018: 3.120 
Euro). Dafür entfällt der bisherige steuerfreie Aufstockungsbetrag in der 
Höhe von zusätzlich 1.800 Euro.
Schon nach dem bisherigen §1a Abs. 1 BetrAVG kann der Arbeitnehmer 
vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen künftigen Entgeltansprüchen 
bis zu 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche Al-
tersversorgung verwendet werden.

Ersparnis für Arbeitnehmer wie Arbeitgeber
Wandelt der Arbeitnehmer seinen Lohn zum Aufbau einer betrieblichen Al-
tersversorgung um, sind die Beiträge in der Aufbauphase bis zu einem vor-
geschriebenen Betrag steuer- und sozialversicherungsfrei. Nicht nur der Ar-
beitnehmer spart auf den umgewandelten Entgeltteil, auch der Arbeitgeber 
spart seinen Arbeitgeberanteil in der Sozialversicherung. Die Arbeitgeberer-
sparnis bei den Beiträgen zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenver-
sicherung sowie Arbeitslosenversicherung liegt bei rund 19,5 %.
Bei neuen Entgeltumwandlungsvereinbarungen ab 1.1.2019 muss der Ar-
beitgeber den eingesparten Anteil an den Sozialversicherungsbeiträgen in 
einer pauschalierten Form in der Höhe von 15 % zugunsten des Arbeitneh-
mers an die Versorgungseinrichtung weiterleiten.
Für bestehende Entgeltumwandlungen, die vor dem 1.1.2019 geschlossen 
wurden, gilt die Zuschussverpflichtung gemäß §26a BetrAVG n. F. erst ab 
1.1.2022.

Übertragung bei Arbeitgeberwechsel
Bisher haben Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeberwechsel das Recht, das 
angesparte Kapital bei einem externen Versorgungsträger zum neuen Ar-
beitgeber mitzunehmen. Der neue Arbeitgeber muss bei einer Übertragung 
dem Beschäftigten bei Ausübung des Übertragungsrechts eine dem Über-
tragungswert wertgleiche Zusage erteilen. So sieht es §4 Abs. 3 S. 3 Bet-
rAVG bisher vor.
Künftig hat der neue Arbeitgeber auch die Möglichkeit, den Arbeitnehmer 
auf die Versorgungseinrichtung zu verweisen, in der er für seine aktuellen 
Arbeitnehmer bereits Beiträge auf Basis des Sozialpartnermodells zahlt (§4 
Abs. 3 S. 5 BetrAVG).

Förderung für Beiträge in die Altersvorsorge für Gering-
verdiener
Um die Betriebliche Altersversorgung weiter zu verbreiten, wurde ein soge-
nannter BAV-Förderbetrag nach § 100 EstG eingeführt. Danach sollen Bei-
träge des Arbeitgebers zur BAV für Mitarbeiter mit einem Einkommen von 
bis 2.200 Euro im Monat mit einem Zuschuss von 30 % gefördert werden. 
Dieser beträgt pro Jahr mindestens 72 Euro und maximal 144 Euro, ver-
rechnet mit der abzuführenden Lohnsteuer über die Lohnsteueranmeldung.
Bei Arbeitnehmern, die in einem ersten Dienstverhältnis beschäftigt wer-
den, sind Beiträge förderfähig, die mindestens 240 Euro bis maximal 
480 Euro jährlich betragen. Als weitere Voraussetzung darf der Vertrag zur 
BAV nicht gezillmert sein, das heißt es dürfen keine Vertriebskosten beim 
Abschluss des Vertrages zulasten der Beiträge einbehalten werden.
Der BAV-Förderbetrag kann auch für bereits bestehende Vereinbarungen 
und Verträge angewandt werden, allerdings muss der Arbeitgeber einen 
bestehenden Vertrag aufstocken und ab 2018 zusätzliche Beiträge zahlen. 
Zudem ist der Förderbetrag maximal auf den Betrag begrenzt, den der Ar-
beitgeber zusätzlich ab 2018 einzahlt. Als Bemessungsgrundlage für den 
30%igen Förderbetrag gilt immer der im Jahr 2018 gezahlte Gesamtbeitrag.

Umsetzung ungewiss
Es bleibt abzuwarten, ob das Ziel erreicht werden kann, dass durch die 
Neuregelungen die Betriebliche Altersversorgung vor allem in kleineren 
Unternehmen ausgeweitet wird. Auch die Versicherer müssen die entspre-
chenden Produkte den Arbeitgebern anbieten bzw. bereit sein, bestehende 
Verträge anzupassen, sodass zum Beispiel der BAV-Förderbetrag auch flä-
chendeckend genutzt werden kann.
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Testament oder Erbvertrag?

In der letzten Ausgabe von „Contakt“ ging es um das deutsche Erb-
recht im Allgemeinen. Dieser Artikel erläutert nun ausgewählte Re-
gelungsmöglichkeiten für den Erbfall.

Von Alexander Winzer

Viele von Ihnen kennen vermutlich das klassische Testament. Dabei ordnet 
der spätere Erblasser an, was mit seinen Habseligkeiten – auch Nachlass 
genannt – nach seinem Tod passieren soll. Die zwei gebräuchlichsten For-
men sind dabei das notarielle und das handgeschriebene Testament. Beim 
zuletzt Genannten ist es besonders wichtig, dass man den gesamten Text 
selbst mit der Hand schreibt und unterschreibt. Es empfiehlt sich zudem, 
den Ort und das Datum zu vermerken. Ergänzend zum Einzeltestament gibt 
es noch das gemeinschaftliche Testament von Ehegatten, das sogenannte 
Berliner Testament.

Einseitig vs. bindend
Der wesentliche Vorteil eines handschriftlichen Einzeltestamentes ist, dass 
man es jederzeit abändern kann. Mit einem neuen handschriftlichen Tes-
tament kann man ein älteres und sogar notarielles Testament wieder auf-
heben. Man muss auch niemanden fragen und kann seinen letzten Willen 
„heimlich“ aufschreiben.
Zusätzlich kennt das deutsche Recht noch den sogenannten Erbvertrag. Die-
ser muss zwingend vor einem Notar abgeschlossen werden. Ein Erbvertrag 
hat mindestens zwei Vorteile gegenüber einem Testament. Zum einen kann 
man mit dem späteren Erben Gegenleistungen vereinbaren. Der Erbe wie-
derum kann sich darauf verlassen, dass er auch wirklich Erbe bleibt. Nicht 
selten passiert es nämlich, dass nach einem Streit in der Familie schnell ein 
Testament geändert wird. Das ist beim Erbvertrag nicht möglich. Dieser ist 
nur extrem schwer und selten mit Erfolg anfechtbar. Will man einen Erbver-
trag aufheben, müssen alle Vertragspartner dem zustimmen.

Ein Mittelweg: das Berliner Testament
Eine ähnliche Bindungswirkung hat zwar grundsätzlich auch das Berliner 
Testament. Jedoch erlischt das beliebige Widerrufsrecht erst, wenn ein Ehe-
gatte stirbt. Das heißt, der überlebende Ehegatte kann es nicht mehr verän-
dern. Außerdem darf zum Zeitpunkt des Todes die Ehe weder geschieden 
noch ein Scheidungsantrag gestellt worden sein. Denn dann wäre dieses 
Ehegattentestament im Zweifel unwirksam.
Dem Erbvertrag und dem Berliner Testament gemeinsam ist allerdings die 
Möglichkeit, weitere Anordnungen wie etwa Vermächtnisse oder Auflagen 
festzulegen. Man kann – gerade bei minderjährigen Kindern – eine Testa-
mentsvollstreckung anordnen und auch regeln, wie der Nachlass später auf 
mehrere Miterben aufgeteilt werden soll.
Ich habe für Sie die Vorteile und gegebenenfalls Nachteile der beiden Rege-
lungsmöglichkeiten noch einmal zusammengefasst:

(Handschriftliches) Testament
+   beliebig abänderbar, auch spontan vor dem Tod 

und auch bei notariellen Testamenten
+   kann heimlich errichtet werden
 –  keine Gegenleistung oder Bedingung 
+  keine Kosten bei handschriftlichem Testament
 –  Erbscheinskosten bei Grundstücken

Erbvertrag
+  Absicherung des Erben – Schenkungen sind nach dem Tod rückholbar
+  Vertragspartner müssen persönlich mitwirken
+  Gegenleistung für die Erbfolge vereinbar
+  kann mit anderen Verträgen (z. B. Ehevertrag) kombiniert werden
–  Notarkosten – auch bei Vertragsaufhebung
+  Erbscheinskosten könnten entfallen

Nachfolgeregelungen und deren Besteuerung: 
Veranstaltung geplant
Im September 2019 organisieren wir für unsere Mandanten und 
Geschäftspartner eine Informationsveranstaltung mit Rechtsan-
walt Alexander Winzer. Details folgen.

Alexander Winzer ist Fachanwalt für Erbrecht und Familienrecht in der Finsterwalder Kanzlei 
König & Dey, mit Spezialgebiet Erbrecht und Vermögensnachfolge, Vorsorge- und Patienten-
verfügungen. Er berichtet regelmäßig für „Contakt“ zu diesem Themenkomplex.
Rechtsanwälte König & Dey, Wilhelm-Liebknecht-Straße 9, 03238 Finsterwalde
www.koenig-dey.de, Telefon 03531 30014, kontakt@koenig-dey.de
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In eigener Sache

Teamtage

Wer viel arbeitet, bei dem soll das Vergnügen nicht zu kurz kommen. 
Wichtig ist uns außerdem die Teambildung – sowohl in den einzel-
nen Niederlassungen der Kanzlei als auch zwischen ihnen. So gab es 
im Spätherbst und kurz vor Weihnachten 2018 wieder einige Veran-
staltungen bei Boche & Kollegen. 

Mit dem Fahrrad unterwegs:
die Niederlassungen Massen und Lübben
Für die Mitarbeiter der Niederlassungen Massen und Lübben wurde beim 
alljährlichen Herbstausflug sportliche Betätigung angeordnet. Bei herrli-
chem Sonnenschein ging es mit den Fahrrädern nach Lindena. Dort emp-
fing uns die Künstlerin Elke Gründemann auf ihrem Hof und plauderte auf 
lustige Art und Weise über Glas und Porzellan und den schweren Weg einer 
Künstlerin zu ihrer eigenen Schmuck- und Dekokollektion aus Porzellan. Mit 
der einen oder anderen Neuerwerbung in den Handtaschen setzten wir un-
sere Rundreise fort nach Doberlug-Kirchhain zu den Produktionshallen der 
Bäckerei Bubner. Bei Kaffee und Kuchen und belegten Broten erzählte Tho-
mas Bubner Interessantes zur Firmengeschichte, führte uns anschließend 
durch die einzelnen Produktionsräume und beantwortete gern die vielen 
Fragen unserer Mitarbeiter. Zuletzt durften sich alle mal am Formen einer 
Brezel ausprobieren. Im Biergarten des Finsterwalder Brauhauses fand der 
schöne Tag mit einem Abendessen seinen würdigen Abschluss. 
Wir bedanken uns bei Frau Gründemann und Herrn Bubner für den herzli-
chen Empfang. Es war ein interessanter Ausflug, der uns noch lange in Er-
innerung bleiben wird.

Boche & Kollegen unterstützt 
soziale Projekte in der Region 
Seit 10 Jahren kümmern sich ehrenamtliche Familienbegleiter um schwerst-
kranke Kinder und junge Menschen in der Region. Diese sind zwischen 5 
und 30 Jahre alt und werden momentan von den Johannitern begleitet. 3 
bis 5 Jahre ist ein Helfer im Schnitt in den betroffenen Familien tätig.
Wir freuen uns, dass wir anlässlich des Neujahrsempfangs des Rotary Clubs 
Finsterwalde gemeinsam mit dem Rotary Club und unserem langjährigsten 
Mandanten, der Bäckerei Bubner, dem ambulanten Kinder- und Jugendhos-
piz 3 Schecks mit insgesamt 4.400 Euro überreichen durften.

Alle unterwegs nach Sachsen 
Am 16.11.2018 fuhr ein Bus mit den Mitarbeitern aller Niederlassungen an 
Bord nach Radeberg. Wir besuchten im Radeberger Biertheater die Vorstel-
lung „Gute Ex – schlechte Ex“, eine Familiengeschichte der besonderen Art, 
und genossen die kulinarischen Leckerbissen der Sächsischen Küche. Es war 
ein Theaterbesuch mit „Spaß am Bier“, ausgelassener Stimmung, und die 
Lachmuskeln wurden nicht geschont. Die Vorstellung war wirklich super. 
Bei einem gemütlichen Beisammensein konnten alle Niederlassungen wie-
der ein Stück weiter zusammenwachsen.

In wichtiger Mission unterwegs: die Niederlassungen 
Cottbus, Spremberg, Forst und Hoyerswerda
Unseren Teamtag veranstalteten wir am 12.12.2018. Diesmal hatten wir 
uns für den Escape Room Cottbus entschieden, um gemeinsam die „Mis-
sion Weihnachtsmarkt“ zu bestehen. Bewaffnet mit einem iPad und einer 
Polaroid-Sofortbildkamera begaben wir uns in 3 Teams auf eine unglaub-
lich spaßige, feuchtfröhliche Mission. In dieser ging es darum, die geheime 
Rezeptur des magischen Glühweins zu finden. Dabei zogen wir über den 
Weihnachtsmarkt und lösten spannende Aufgaben. Den Abend ließen wir 
mit einem guten Essen beim Griechen ausklingen. Es war für alle eine tolle 
Veranstaltung, die wir in ähnlicher Weise bestimmt wiederholen werden.

Für einmal beschäftigten uns nicht Steuerfragen, sondern: 
Wie formt man eine Brezel?

V. l. n. r.: Toni Boche, Boche & Kollegen; Manja Bieder, Kinder- und 
Jugendhospiz; Monika und Thomas Bubner, Bäckerei Bubner; Rainer 
Borm, Rotary Club Finsterwalde
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Unser Leistungsangebot

Der Inhalt ist nach bestem Wissen und dem aktuellen Kenntnisstand erstellt worden. 
Haftung und Gewähr sind ausgeschlossen, diese bleiben der Einzelberatung vor- 
behalten. Bei Beiträgen, die von externen Partnern eingestellt werden, ist ebenfalls 
die Haftung ausgeschlossen.

Redaktionsschluss: 15.02.2019

ImpressumHinweis
Die Informationen für Mandanten und Geschäftspartner erscheinen in unregelmäßigen Abständen. 
Herausgegeben als Gemeinschaftsarbeit der Steuerberatungspraxis Boche & Kollegen PartGmbB.
V.i.S.d.P. Uwe Boche
Satz: diepiktografen.de · Redaktion: Boche & Kollegen, Theresia Schneider · Druck: Druckerei Wilkniß
Fotos: shutterstock.com, fotolia.de, Boche & Kollegen, Heike Lehmann (S. 15 unten)

Unsere Kanzlei Boche & Kollegen ist zertifiziert nach 
ISO EN 9001:2015 und trägt das Qualitätssiegel des DStV e. V.

03238 Massen
Grenzmühlenstraße 1
T 03531 7917-0
F 0911 14756269
kanzlei@boche.de

03046 Cottbus
Parzellenstraße 13
T 0355 47807-0
F 0911 14756274
info@boche.de

03130 Spremberg
Alexander-Puschkin-Platz 4
T 03563 59353-0  
F 0911 14756296 
kanzlei@boche.de

www.boche.de

 - Existenzgründungs- und Existenzfestigungsberatung 
 - Betriebswirtschaftliche Beratung
 - Coaching für Existenzgründer
 - Fördermittelberatung
 - Unternehmenssanierung
 - Strategien zur sicheren Altersvorsorge

 - EDV- und Rechercheunterstützung
 - Qualitätsmanagement
 - Vermögensverwaltung, Hausverwaltung
 - Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung
 - Betreuung von Vereinen und landwirtschaftlichen Betrieben 

 - Steuerliche Beratung
 - Laufende Steuerdeklaration
 - Unterstützung bei Betriebsprüfungen / Steuerschutz
 - Nachfolgeberatung

Unternehmerische Beratung & Coaching Individuelle Serviceangebote

 - Finanzbuchführung
 - Bilanzierung / Abschlusserstellung
 - Lohn- und Gehaltsabrechnung

Rechnungswesen und Bilanzierung

Steuergestaltung
 - Mandantenzeitschrift „Contakt“ 
 - Seminare und Mandantenveranstaltungen 
 -  Vortragstätigkeit zu steuerlichen Themen 

 bei berufsständischen Vereinigungen

Mandanteninformationen, Seminare, Schulungen

02977 Hoyerswerda
Senftenberger Straße 1
T 03571 459657-0
F 0911 14756269
kanzlei@boche.de

15907 Lübben
Lindenstraße 9
T 03546 179776-0
F 0911 14756269
kanzlei@boche.de

Toni Boche – Fachberater 
für Restrukturierung und 
Unternehmensplanung (DStV e. V.)

Matthias Butt – Fachberater 
für Unternehmensnachfolge
(DStV e. V.)


